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Aufenthaltsverordnung
(AufenthV)

Vom 25. November 2004 (BGBl. I S. 2945)

Zuletzt geändert durch
Verordnung zur Weiterentwicklung der Fachkräfteeinwanderung

vom 30. August 2023 (BGBl. I Nr. 233)1)

Inhaltsübersicht

Kapitel 1
Allgemeine Bestimmungen

§1 Begriffsbestimmungen

Kapitel 2
Einreise und Aufenthalt im
Bundesgebiet

Abschnitt 1
Passpflicht für Ausländer

§2 Erfüllung der Passpflicht durch
Eintragung in den Pass eines
gesetzlichen Vertreters

§3 Zulassung nichtdeutscher amtlicher
Ausweise als Passersatz

§4 Deutsche Passersatzpapiere für
Ausländer
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Ausländer im Ausland
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für Ausländer
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Reiseausweises für Ausländer
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§12 Grenzgängerkarte
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§14 Befreiung von der Passpflicht in
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Abschnitt 2
Befreiung vom Erfordernis eines
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Unterabschnitt 1
Allgemeine Regelungen

§15 Gemeinschaftsrechtliche Regelung der
Kurzaufenthalte

§16 Vorrang älterer Sichtvermerks-
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1) Eingearbeitet sind die am 18. November 2023 in Kraft getretenen Änderungen.
Die Aufenthaltsverordnung mit den Änderungen zum 1. März 2024 bzw. 1. Juni 2024 finden Sie in
Leitziffer I.2.1.
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Kapitel 1
Allgemeine Bestimmungen

§1 Begriffsbestimmungen
(1) Schengen-Staaten sind die Staaten im
Sinne des §2 Absatz 5 des Aufenthaltsgeset-
zes.

(2) Ein Kurzaufenthalt ist ein Aufenthalt im
gemeinsamen Gebiet der Schengen-Staaten
von höchstens 90 Tagen je Zeitraum von
180 Tagen, wobei der Zeitraum von 180 Ta-
gen, der jedem Tag des Aufenthalts voran-
geht, berücksichtigt wird.

(3) Reiseausweise für Flüchtlinge und Aus-
weise auf Grund

1. des Abkommens vom 15. Oktober 1946
betreffend die Ausstellung eines Reise-
ausweises an Flüchtlinge, die unter die
Zuständigkeit des zwischenstaatlichen
Ausschusses für die Flüchtlinge fallen
(BGBl. 1951 II S. 160) oder

2. des Artikels 28 in Verbindung mit dem
Anhang des Abkommens vom 28. Juli
1951 über die Rechtsstellung der Flücht-
linge (BGBl. 1953 II S. 559).

(4) Reiseausweise für Staatenlose sind Aus-
weise auf Grund des Artikels 28 in Verbin-
dung mit dem Anhang des Übereinkommens
vom 28. September 1954 über die Rechts-
stellung der Staatenlosen (BGBl. 1976
II S. 473).

(5) Schülersammellisten sind Listen nach Ar-
tikel 2 des Beschlusses des Rates vom
30. November 1994 über die vom Rat auf
Grund von Artikel K.3 Absatz 2 Buchstabe b
des Vertrages über die Europäische Union
beschlossene gemeinsame Maßnahme über
Reiseerleichterungen für Schüler von Dritt-
staaten mit Wohnsitz in einem Mitgliedstaat
(ABl. EG Nr. L 327 S. 1).

(6) Flugbesatzungsausweise sind „Airline
Flight Crew Licenses“ und „Crew Member
Certificates“ nach der Anlage des Anhangs 9
in der jeweils geltenden Fassung zum Ab-
kommen vom 7. Dezember 1944 über die In-
ternationale Zivilluftfahrt (BGBl. 1956 II
S. 411).

(7) Binnenschifffahrtsausweise sind in zwi-
schenstaatlichen Vereinbarungen für den
Grenzübertritt vorgesehene Ausweise für zi-
viles Personal, das internationale Binnen-
wasserstraßen befährt, sowie dessen Famili-
enangehörige, soweit die Geltung für Famili-
enangehörige in den jeweiligen Vereinbarun-
gen vorgesehen ist.

(8) Europäische Reisedokumente für die
Rückkehr illegal aufhältiger Drittstaatsange-
höriger (Europäische Reisedokumente für die
Rückkehr) sind Dokumente nach der Verord-
nung (EU) 2016/1953 des Europäischen Par-
laments und des Rates vom 26. Oktober 2016
(ABl. L 311 vom 17. 11. 2016, S. 13).

Kapitel 2
Einreise und Aufenthalt im

Bundesgebiet

Abschnitt 1
Passpflicht für Ausländer

§2 Erfüllung der Passpflicht durch
Eintragung in den Pass eines
gesetzlichen Vertreters

Minderjährige Ausländer, die das 16. Lebens-
jahr noch nicht vollendet haben, erfüllen die
Passpflicht auch durch Eintragung in einem
anerkannten und gültigen Pass oder Passer-
satz eines gesetzlichen Vertreters. Für einen
minderjährigen Ausländer, der das zehnte
Lebensjahr vollendet hat, gilt dies nur, wenn
im Pass oder Passersatz sein eigenes Lichtbild
angebracht ist.

§3 Zulassung nichtdeutscher amtlicher
Ausweise als Passersatz

(1) Von anderen Behörden als von deutschen
Behörden ausgestellte amtliche Ausweise
sind als Passersatz zugelassen, ohne dass es
einer Anerkennung nach §71 Abs. 6 des
Aufenthaltsgesetzes bedarf, soweit die Bun-
desrepublik Deutschland

1. auf Grund zwischenstaatlicher Vereinba-
rungen oder

2. auf Grund des Rechts der Europäischen
Union

§§ 1–3 AufenthV: Aufenthaltsverordnung bis 29.02.2024 I.2
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verpflichtet ist, dem Inhaber unter den dort
festgelegten Voraussetzungen den Grenz-
übertritt zu gestatten. Dies gilt nicht, wenn
der ausstellende Staat aus dem Geltungsbe-
reich des Ausweises ausgenommen oder
wenn der Inhaber nicht zur Rückkehr in die-
sen Staat berechtigt ist.

(2) Die Zulassung entfällt, wenn das Bundes-
ministerium des Innern, für Bau und Heimat
in den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 1
feststellt, dass

1. die Gegenseitigkeit, soweit diese verein-
bart wurde, nicht gewahrt ist oder

2. der amtliche Ausweis
a) keine hinreichenden Angaben zur ein-

deutigen Identifizierung des Inhabers
oder der ausstellenden Behörde ent-
hält,

b) keine Sicherheitsmerkmale aufweist,
die in einem Mindestmaß vor Fäl-
schung oder Verfälschung schützen,
oder

c) die Angaben nicht in einer germani-
schen oder romanischen Sprache ent-
hält.

(3) Zu den Ausweisen im Sinne des Absat-
zes 1 zählen insbesondere:

1. Reiseausweise für Flüchtlinge (§1 Abs. 3),

2. Reiseausweise für Staatenlose (§1
Abs. 4),

3. Ausweise für Mitglieder und Bedienstete
der Organe der Europäischen Gemein-
schaften,

4. Ausweise für Abgeordnete der Parlamen-
tarischen Versammlung des Europarates,

5. amtliche Personalausweise der Mitglied-
staaten der Europäischen Union, der an-
deren Vertragsstaaten des Abkommens
über den Europäischen Wirtschaftsraum
und der Schweiz für deren Staatsangehö-
rige,

6. Schülersammellisten (§1 Abs. 5),

7. Flugbesatzungsausweise, soweit sie für
einen Aufenthalt nach §23 gebraucht
werden, und

8. Binnenschifffahrtsausweise, soweit sie für
einen Aufenthalt nach §25 gebraucht
werden.

§4 Deutsche Passersatzpapiere für
Ausländer

(1) Durch deutsche Behörden ausgestellte
Passersatzpapiere für Ausländer sind:
1. der Reiseausweis für Ausländer (§5 Ab-

satz 1),
2. der Notreiseausweis (§13 Absatz 1),
3. der Reiseausweis für Flüchtlinge (§1 Ab-

satz 3),
4. der Reiseausweis für Staatenlose (§1 Ab-

satz 4),
5. die Schülersammelliste (§1 Absatz 5),
6. die Bescheinigung über die Wohnsitzver-

legung (§43 Absatz 2),
7. das Europäische Reisedokument für die

Rückkehr (§1 Absatz 8).

Passersatzpapiere nach Satz 1 Nummer 3
und 4 werden mit einer Gültigkeitsdauer von
bis zu drei Jahren ausgestellt; eine Verlänge-
rung ist nicht zulässig. Passersatzpapiere
nach Satz 1 Nummer 1, 3 und 4 werden ab-
weichend von Absatz 4 Satz 1 auch als vor-
läufige Dokumente ohne elektronisches
Speicher- und Verarbeitungsmedium ausge-
geben, deren Gültigkeit, auch nach Verlän-
gerungen, ein Jahr nicht überschreiten darf.
An Kinder bis zum vollendeten zwölften Le-
bensjahr werden abweichend von Absatz 4
Satz 1 Passersatzpapiere nach Satz 1 Num-
mer 1, 3 und 4 ohne elektronisches Speicher-
und Verarbeitungsmedium ausgegeben; in
begründeten Fällen können sie auch mit
elektronischem Speicher- und Verarbeitungs-
medium ausgegeben werden. Passersatzpa-
piere nach Satz 4 ohne elektronisches Spei-
cher- und Verarbeitungsmedium sind höchs-
tens ein Jahr gültig, längstens jedoch bis zur
Vollendung des zwölften Lebensjahres. Eine
Verlängerung dieser Passersatzpapiere ist vor
Ablauf der Gültigkeit bis zur Vollendung des
zwölften Lebensjahres um jeweils ein Jahr
zulässig; es ist jeweils ein aktuelles Lichtbild
einzubringen. Passersatzpapiere nach Satz 1
Nummer 3 und 4, die an heimatlose Auslän-

I.2 AufenthV: Aufenthaltsverordnung bis 29.02.2024 § 4
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der nach dem Gesetz über die Rechtsstellung
heimatloser Ausländer im Bundesgebiet aus-
gestellt werden, können mit einer Gültig-
keitsdauer von bis zu zehn Jahren ausgestellt
werden.
(2) Passersatzpapiere nach Absatz 1 Satz 1
Nummer 1, 3 und 4 enthalten neben der An-
gabe der ausstellenden Behörde, dem Tag der
Ausstellung, dem letzten Tag der Gültigkeits-
dauer und der Seriennummer sowie dem
Lichtbild und der Unterschrift des Inhabers
des Passersatzpapiers ausschließlich folgen-
de sichtbar aufgebrachte Angaben über den
Inhaber des Passersatzpapiers:
1. Familienname und ggf. Geburtsname,
2. den oder die Vornamen,
3. Doktorgrad,
4. Tag und Ort der Geburt,
5. Geschlecht mit der Abkürzung „F“ für

Personen weiblichen Geschlechts, „M“ für
Personen männlichen Geschlechts und
„X“ in allen anderen Fällen,

6. Größe,
7. Farbe der Augen,
8. Wohnort,
9. Staatsangehörigkeit.

Auf Antrag kann der Passersatz nach Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 1, 3 und 4 bei einer
Änderung des Geschlechts nach §45b des
Personenstandsgesetzes mit der Angabe des
vorherigen Geschlechts ausgestellt werden,
wenn der vorherige Eintrag männlich oder
weiblich war. Diesem abweichenden Eintrag
kommt keine weitere Rechtswirkung zu.
(3) Passersatzpapiere nach Absatz 1 Satz 1
Nummer 1, 3 und 4 enthalten eine Zone für
das automatische Lesen. Diese darf lediglich
enthalten:
1. die Abkürzung „PT“ für Passtyp von

Passersatzpapieren nach Absatz 1 Satz 1
Nummer 1, 3 und 4 einschließlich vor-
läufiger Passersatzpapiere,

2. die Abkürzung „D“ für Bundesrepublik
Deutschland,

3. den Familiennamen,
4. den oder die Vornamen,

5. die Seriennummer des Passersatzes, die
sich aus der Behördenkennzahl der Aus-
länderbehörde und einer zufällig zu ver-
gebenden Passersatznummer zusam-
mensetzt, die neben Ziffern auch Buch-
staben enthalten kann und bei vorläufi-
gen Passersatzpapieren aus einem Seri-
enbuchstaben und sieben Ziffern be-
steht,

6. die Abkürzung der Staatsangehörigkeit,
7. den Tag der Geburt,
8. die Abkürzung „F“ für Passersatzpapier-

inhaber weiblichen Geschlechts, „M“ für
Passersatzpapierinhaber männlichen Ge-
schlechts und das Zeichen „<“ in allen
anderen Fällen,

9. die Gültigkeitsdauer des Passersatzes,
9a. die Versionsnummer des Dokumenten-

musters,
10. die Prüfziffern und
11. Leerstellen.

Die Seriennummer und die Prüfziffern dürfen
keine Daten über die Person des Passersatz-
papierinhabers oder Hinweise auf solche Da-
ten enthalten. Jedes Passersatzpapier erhält
eine neue Seriennummer.
(4) Auf Grund der Verordnung (EG) Nr. 2252/
2004 des Rates vom 13. Dezember 2004 über
Normen für Sicherheitsmerkmale und biome-
trische Daten in von den Mitgliedstaaten
ausgestellten Pässen und Reisedokumenten
(ABl. L 385 vom 29. 12. 2004, S. 1) sind
Passersatzpapiere nach Absatz 1 Satz 1
Nummer 1, 3 und 4 mit Ausnahme der in §6
Satz 2 und §7 genannten Reiseausweise für
Ausländer mit einem elektronischen Spei-
cher- und Verarbeitungsmedium zu versehen,
auf dem das Lichtbild, die Fingerabdrücke, die
Bezeichnung der erfassten Finger, die Anga-
ben zur Qualität der Abdrücke und die in Ab-
satz 3 Satz 2 genannten Angaben gespeichert
werden. Die gespeicherten Daten sind mittels
geeigneter technischer und organisatorischer
Maßnahmen nach Artikel 24, 25 und 32 der
Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 27. April 2016
zum Schutz natürlicher Personen bei der Ver-
arbeitung personenbezogener Daten, zum
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freien Datenverkehr und zur Aufhebung der
Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundver-
ordnung) (ABl. L 119 vom 4. 5. 2016, S. 1;
L 314 vom 22. 11. 2016, S. 72; L 127 vom
23. 5. 2018, S. 2) in der jeweils geltenden
Fassung gegen unbefugtes Auslesen, Verän-
dern und Löschen zu sichern. Eine bundes-
weite Datenbank der biometrischen Daten
nach Satz 1 wird nicht errichtet.

(5) Abweichend von Absatz 4 Satz 1 werden
in Passersatzpapieren mit elektronischem
Speicher- und Verarbeitungsmedium bei An-
tragstellern, die das sechste Lebensjahr noch
nicht vollendet haben, keine Fingerabdrücke
gespeichert. Die Unterschrift durch den An-
tragsteller ist zu leisten, wenn er zum Zeit-
punkt der Beantragung des Passersatzes das
zehnte Lebensjahr vollendet hat.

(6) Passersatzpapiere nach Absatz 1 Satz 1
Nummer 1 können mit dem Hinweis ausge-
stellt werden, dass die Personendaten auf
den eigenen Angaben des Antragstellers be-
ruhen. Das Gleiche gilt für Passersatzpapiere
nach Absatz 1 Nummer 3 und 4, wenn ernst-
hafte Zweifel an den Identitätsangaben des
Antragstellers bestehen.

(7) Ein Passersatz für Ausländer wird in der
Regel entzogen, wenn die Ausstellungsvor-
aussetzungen nicht mehr vorliegen. Er ist zu
entziehen, wenn der Ausländer auf Grund
besonderer Vorschriften zur Rückgabe ver-
pflichtet ist und die Rückgabe nicht unver-
züglich erfolgt.

(8) Deutsche Auslandsvertretungen entzie-
hen einen Passersatz im Benehmen mit der
zuständigen oder zuletzt zuständigen Aus-
länderbehörde im Inland. Ist eine solche Be-
hörde nicht vorhanden oder feststellbar, ist
das Benehmen mit der Behörde herzustellen,
die den Passersatz ausgestellt hat, wenn er
verlängert wurde, mit der Behörde, die ihn
verlängert hat.

§5 Allgemeine Voraussetzungen der
Ausstellung des Reiseausweises für
Ausländer

(1) Einem Ausländer, der nachweislich keinen
Pass oder Passersatz besitzt und ihn nicht auf
zumutbare Weise erlangen kann, kann nach

Maßgabe der nachfolgenden Bestimmungen
ein Reiseausweis für Ausländer ausgestellt
werden.

(2) Als zumutbar im Sinne des Absatzes 1 gilt
es insbesondere,

1. derart rechtzeitig vor Ablauf der Gültigkeit
eines Passes oder Passersatzes bei den
zuständigen Behörden im In- und Ausland
die erforderlichen Anträge für die Neuer-
teilung oder Verlängerung zu stellen, dass
mit der Neuerteilung oder Verlängerung
innerhalb der Gültigkeitsdauer des bishe-
rigen Passes oder Passersatzes gerechnet
werden kann,

2. in der den Bestimmungen des deutschen
Passrechts, insbesondere den §§6 und 15
des Passgesetzes in der jeweils geltenden
Fassung, entsprechenden Weise an der
Ausstellung oder Verlängerung mitzuwir-
ken und die Behandlung eines Antrages
durch die Behörden des Herkunftsstaates
nach dem Recht des Herkunftsstaates zu
dulden, sofern dies nicht zu einer unzu-
mutbaren Härte führt,

3. die Wehrpflicht, sofern deren Erfüllung
nicht aus zwingenden Gründen unzumut-
bar ist, und andere zumutbare staatsbür-
gerliche Pflichten zu erfüllen oder

4. für die behördlichen Maßnahmen die vom
Herkunftsstaat allgemein festgelegten Ge-
bühren zu zahlen.

(3) Ein Reiseausweis für Ausländer wird in der
Regel nicht ausgestellt, wenn der Herkunfts-
staat die Ausstellung eines Passes oder Pass-
ersatzes aus Gründen verweigert, auf Grund
derer auch nach deutschem Passrecht, insbe-
sondere nach §7 des Passgesetzes oder we-
gen unterlassener Mitwirkung nach §6 des
Passgesetzes, der Pass versagt oder sonst die
Ausstellung verweigert werden kann.

(4) Ein Reiseausweis für Ausländer soll nicht
ausgestellt werden, wenn der Antragsteller
bereits einen Reiseausweis für Ausländer
missbräuchlich verwendet hat oder tatsächli-
che Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass der
Reiseausweis für Ausländer missbräuchlich
verwendet werden soll. Ein Missbrauch liegt
insbesondere vor bei einem im Einzelfall er-
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heblichen Verstoß gegen im Reiseausweis für
Ausländer eingetragene Beschränkungen
oder beim Gebrauch des Reiseausweises für
Ausländer zur Begehung oder Vorbereitung
einer Straftat. Als Anhaltspunkt für die Ab-
sicht einer missbräuchlichen Verwendung
kann insbesondere auch gewertet werden,
dass der wiederholte Verlust von Passersatz-
papieren des Antragstellers geltend gemacht
wird.

(5) Der Reiseausweis für Ausländer ohne
elektronisches Speicher- und Verarbeitungs-
medium darf, soweit dies zulässig ist, nur
verlängert werden, wenn die Ausstellungs-
voraussetzungen weiterhin vorliegen.

§6 Ausstellung des Reiseausweises für
Ausländer im Inland

Im Inland darf ein Reiseausweis für Auslän-
der nach Maßgabe des §5 ausgestellt wer-
den,

1. wenn der Ausländer eine Aufenthaltser-
laubnis, Niederlassungserlaubnis oder Er-
laubnis zum Daueraufenthalt – EU besitzt,

2. wenn dem Ausländer eine Aufenthaltser-
laubnis, Niederlassungserlaubnis oder Er-
laubnis zum Daueraufenthalt – EU erteilt
wird, sobald er als Inhaber des Reiseaus-
weises für Ausländer die Passpflicht er-
füllt,

3. um dem Ausländer die endgültige Ausrei-
se aus dem Bundesgebiet zu ermöglichen
oder,

4. wenn der Ausländer Asylbewerber ist, für
die Ausstellung des Reiseausweises für
Ausländer ein dringendes öffentliches In-
teresse besteht, zwingende Gründe es er-
fordern oder die Versagung des Reiseaus-
weises für Ausländer eine unbillige Härte
bedeuten würde und die Durchführung
des Asylverfahrens nicht gefährdet wird.

In den Fällen des Satzes 1 Nummer 3 und 4
wird der Reiseausweis für Ausländer ohne
elektronisches Speicher- und Verarbeitungs-
medium ausgestellt. Die ausstellende Behör-
de darf in den Fällen des Satzes 1 Nummer 3
und 4 Ausnahmen von §5 Absatz 2 und 3
sowie in den Fällen des Satzes 1 Nummer 3

Ausnahmen von §5 Absatz 4 zulassen. Bei
Ausländern, denen nach einer Aufnahmezu-
sage nach §23 Absatz 4 des Aufenthaltsge-
setzes eine Aufenthaltserlaubnis erteilt wor-
den ist, ist die Erlangung eines Passes oder
Passersatzes regelmäßig nicht zumutbar. Dies
gilt entsprechend für Ausländer, die bis zum
Ablauf des 31. Juli 2015 im Rahmen des Pro-
gramms zur dauerhaften Neuansiedlung von
Schutzsuchenden (Resettlement-Flüchtlinge)
einen Aufenthaltstitel nach §23 Absatz 2 des
Aufenthaltsgesetzes erhalten haben.

§7 Ausstellung des Reiseausweises für
Ausländer im Ausland

(1) Im Ausland darf ein Reiseausweis für
Ausländer ohne elektronisches Speicher- und
Verarbeitungsmedium nach Maßgabe des §5
ausgestellt werden, um dem Ausländer die
Einreise in das Bundesgebiet zu ermöglichen,
sofern die Voraussetzungen für die Erteilung
eines hierfür erforderlichen Aufenthaltstitels
vorliegen.

(2) Im Ausland darf ein Reiseausweis für
Ausländer ohne elektronisches Speicher- und
Verarbeitungsmedium zudem nach Maßgabe
des §5 einem in §28 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3
des Aufenthaltsgesetzes bezeichneten aus-
ländischen Familienangehörigen oder dem
Lebenspartner eines Deutschen erteilt wer-
den, wenn dieser im Ausland mit dem Deut-
schen in familiärer Lebensgemeinschaft lebt.

§8 Gültigkeitsdauer des Reise-
ausweises für Ausländer

(1) Die Gültigkeitsdauer des Reiseausweises
für Ausländer darf die Gültigkeitsdauer des
Aufenthaltstitels oder der Aufenthaltsgestat-
tung des Ausländers nicht überschreiten. Der
Reiseausweis für Ausländer darf im Übrigen
ausgestellt werden bis zu einer Gültigkeits-
dauer von

1. zehn Jahren, wenn der Inhaber im Zeit-
punkt der Ausstellung das 24. Lebensjahr
vollendet hat,

2. sechs Jahren, wenn der Inhaber im Zeit-
punkt der Ausstellung das 24. Lebensjahr
noch nicht vollendet hat.
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Abschnitt 5
Protokollierung bei Daten-

übermittlungen, Sperrung und
Löschung von Daten

§11 Protokollierung bei Daten-
übermittlungen

Das Bundesverwaltungsamt hat sicherzustel-
len, dass die Protokollierung nach § 11 des
Visa-Warndateigesetzes bei der Eingabe und
beim Abruf von Daten durch ein selbsttätiges
Verfahren erfolgt. Es hat sich unabhängig von
Prüfungen durch den Bundesbeauftragten für
den Datenschutz und die Informationsfreiheit
durch regelmäßige Kontrollen von der ord-
nungsgemäßen Funktion dieses Verfahrens
zu überzeugen.

§12 Sperrung von Daten
(1) Die für die Richtigkeit und Aktualität der
Daten verantwortlichen Stellen unterrichten
das Bundesverwaltungsamt, wenn durch
eine Löschung im Sinne des § 13 des Visa-
Warndateigesetzes schutzwürdige Interessen
einer betroffenen Person oder Organisation
nach § 14 Absatz 1 des Visa-Warndateige-
setzes beeinträchtigt werden.
(2) Das Bestreiten der Richtigkeit gespeicher-
ter Daten nach § 14 Absatz 2 des Visa-Warn-

dateigesetzes hat gegenüber dem Bundes-
verwaltungsamt schriftlich zu erfolgen. Die
betroffene Person oder die für eine betroffene
Organisation bevollmächtigte Person soll bei
der Ermittlung des Sachverhalts mitwirken.
Insbesondere soll sie ihr bekannte Tatsachen
und Beweismittel angeben.

(3) Lässt sich weder die Richtigkeit noch die
Unrichtigkeit der Daten, deren Richtigkeit be-
stritten wird, zur Überzeugung des Bundes-
verwaltungsamtes feststellen, wird der Da-
tensatz der betroffenen Person mit Ausnah-
me der Personalien gesperrt. Die Angaben
der betroffenen Person zu ihren Personalien
gelten als richtig, soweit sich nicht nachwei-
sen lässt, dass die davon abweichenden ge-
speicherten Daten richtig sind. Geht ein
Übermittlungsersuchen ein, wird außer den
Personalien nur der Hinweis auf den Sperr-
vermerk übermittelt.

Abschnitt 6
Inkrafttreten

§13 Inkrafttreten
Diese Verordnung tritt am 1. Juni 2013 in
Kraft.
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Anlage
Daten, die in der Datei gespeichert werden, übermittelnde Stellen,

Übermittlungsempfänger

A B* C D

1 Bezeichnung
der Daten
(§ 3 VWDG)

Zeitpunkt der
Übermittlung

Übermittlung durch folgende
Stellen

(§ 4 VWDG)

Übermittlung an folgende Stellen
(§§ 6 und 7 VWDG)

§ 3 Abs. 3
Bezeichnung der
Stelle, die die
Daten übermittelt
hat, das Geschäfts-
zeichen der Stelle
und das Datum der
Datenübermittlung

(3) – alle übermittelnden Stellen – Auswärtiges Amt
– deutsche Auslandsvertretungen
und das Bundesamt für Auswär-
tige Angelegenheiten

– mit der polizeilichen Kontrolle
des grenzüberschreitenden Ver-
kehrs betraute Behörden

– Ausländerbehörden

A B* C D

2 Bezeichnung der
Daten

(§ 3 VWDG)

Zeitpunkt der
Übermittlung

Übermittlung durch folgende
Stellen

(§ 4 VWDG)

Übermittlung an folgende
Stellen

(§§ 6 und 7 VWDG)

§ 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1
Grundpersonalien – alle übermittelnden Stellen – Auswärtiges Amt

– deutsche Auslandsvertretun-
gen und das Bundesamt für
Auswärtige Angelegenheiten

– mit der polizeilichen Kontrol-
le des grenzüberschreitenden
Verkehrs betraute Behörden

– Ausländerbehörden

a) Vornamen (3)
b) Familienname (3)
c) abweichendeNamens-

schreibweisen
– Familienname (3)
– Vorname (3)

d) andere Namen
– Genanntname (3)
– Künstlername (3)
– Ordensname (3)
– Aliasname (3)
– nicht definierter
Name

(3)

– frühere Namen (3)
– Vorname (3)
– Familienname (3)

e) Geschlecht (3)
f) Geburtsdatum (3)
g) Geburtsort (3)
h) Geburtsland (3)
i) Staatsangehörigkeit (3)
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A B* C D

3 Bezeichnung
der Daten
(§ 3 VWDG)

Zeitpunkt der
Übermittlung

Übermittlung durch folgende
Stellen

(§ 4 VWDG)

Übermittlung an folgende Stellen
(§§ 6 und 7 VWDG)

§ 3 Abs. 1 Satz 1
Nr. 2
Organisation – alle übermittelnden Stellen – Auswärtiges Amt

– deutsche Auslandsvertretungen
und das Bundesamt für Aus-
wärtige Angelegenheiten

– mit der polizeilichen Kontrolle
des grenzüberschreitenden Ver-
kehrs betraute Behörden

– Ausländerbehörden

a) Bezeichnung der
Organisation

(3)

b) Anschrift der Or-
ganisation
aa) Straße, Haus-

nummer
(3)

bb) Postleitzahl (3)
cc) Ort (3)
dd) Staat (3)

c) Sitz der Organisa-
tion
aa) Ort (3)
bb) Staat (3)

d) Aufgabenstellung
oder Wirkungsbe-
reich der Organi-
sation

(3)

e) Bezeichnung des
Registers

(3)

f) Ort des Registers (3)
g) Registernummer (3)

A B* C D

4 Bezeichnung
der Daten
(§ 3 VWDG)

Zeitpunkt der
Übermittlung

Übermittlung durch folgende Stellen
(§ 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 VWDG)

Übermittlung an folgende Stellen
(§§ 6 und 7 VWDG; § 5 Abs. 2 VWDG
i. V. m. § 2 Abs. 2 Satz 2 VWDG-DV)

§ 3 Abs. 1
Satz 1 Nr. 3
– Visa-Warnda-
teinummer
des Bundes-
verwaltungs-
amtes

(3) – Zuspeicherung durch das Bundes-
verwaltungsamt

– Auswärtiges Amt
– deutsche Auslandsvertretungen
und das Bundesamt für Auswärti-
ge Angelegenheiten

– mit der polizeilichen Kontrolle des
grenzüberschreitenden Verkehrs
betraute Behörden

– Ausländerbehörden
– Staatsanwaltschaften
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Anhang II

Teil A
Aufgehobene Richtlinie

(gemäß Artikel 32)

Richtlinie 2003/9/EG des Rates (ABl. L 31 vom 6. 2. 2003, S. 18).

Teil B
Frist für die Umsetzung in einzelstaatliches Recht

(gemäß Artikel 32)

Richtlinie Umsetzungsfrist

2003/9/EG 6. Februar 2005

Anhang III
Entsprechungstabelle

Richtlinie 2003/9/EG Diese Richtlinie

Artikel 1 Artikel 1
Artikel 2 einleitender Satzteil Artikel 2 einleitender Satzteil
Artikel 2 Buchstabe a –
Artikel 2 Buchstabe b –
– Artikel 2 Buchstabe a
Artikel 2 Buchstabe c Artikel 2 Buchstabe b
Artikel 2 Buchstabe d einleitender Satzteil Artikel 2 Buchstabe c einleitender Satz-

teil
Artikel 2 Buchstabe d Ziffer i Artikel 2 Buchstabe c erster Gedanken-

strich
Artikel 2 Buchstabe d Ziffer ii Artikel 2 Buchstabe c zweiter Gedan-

kenstrich
– Artikel 2 Buchstabe c dritter Gedanken-

strich
Artikel 2 Buchstaben e, f und g –
– Artikel 2 Buchstabe d
Artikel 2 Buchstabe h Artikel 2 Buchstabe e
Artikel 2 Buchstabe i Artikel 2 Buchstabe f
Artikel 2 Buchstabe j Artikel 2 Buchstabe g
Artikel 2 Buchstabe k Artikel 2 Buchstabe h
Artikel 2 Buchstabe l Artikel 2 Buchstabe i
– Artikel 2 Buchstabe j
– Artikel 2 Buchstabe k
Artikel 3 Artikel 3
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Richtlinie 2003/9/EG Diese Richtlinie

Artikel 4 Artikel 4
Artikel 5 Artikel 5
Artikel 6 Absätze 1 bis 5 Artikel 6 Absätze 1 bis 5
– Artikel 6 Absatz 6
Artikel 7 Absätze 1 und 2 Artikel 7 Absätze 1 und 2
Artikel 7 Absatz 3 –
Artikel 7 Absätze 4 bis 6 Artikel 7 Absätze 3 bis 5
– Artikel 8
– Artikel 9
– Artikel 10
– Artikel 11
Artikel 8 Artikel 12
Artikel 9 Artikel 13
Artikel 10 Absatz 1 Artikel 14 Absatz 1
Artikel 10 Absatz 2 Artikel 14 Absatz 2 Unterabsatz 1
– Artikel 14 Absatz 2 Unterabsatz 2
Artikel 10 Absatz 3 Artikel 14 Absatz 3
Artikel 11 Absatz 1 –
– Artikel 15 Absatz 1
Artikel 11 Absatz 2 Artikel 15 Absatz 2
Artikel 11 Absatz 3 Artikel 15 Absatz 3
Artikel 11 Absatz 4 –
Artikel 12 Artikel 16
Artikel 13 Absätze 1 bis 4 Artikel 17 Absätze 1 bis 4
Artikel 13 Absatz 5 –
– Artikel 17 Absatz 5
Artikel 14 Absatz 1 Artikel 18 Absatz 1
Artikel 14 Absatz 2 Unterabsatz 1 einleitender Satz-
teil Buchstaben a und b

Artikel 18 Absatz 2 einleitender Satzteil
Buchstaben a und b

Artikel 14 Absatz 7 Artikel 18 Absatz 2 Buchstabe c
– Artikel 18 Absatz 3
Artikel 14 Absatz 2 Unterabsatz 2 Artikel 18 Absatz 4
Artikel 14 Absatz 3 –
– Artikel 18 Absatz 5
Artikel 14 Absatz 4 Artikel 18 Absatz 6
Artikel 14 Absatz 5 Artikel 18 Absatz 7
Artikel 14 Absatz 6 Artikel 18 Absatz 8
Artikel 14 Absatz 8 Unterabsatz 1 einleitender Satz-
teil erster Gedankenstrich

Artikel 18 Absatz 9 Unterabsatz 1 ein-
leitender Satzteil Buchstabe a

Artikel 14 Absatz 8 Unterabsatz 1 zweiter Gedan-
kenstrich

–
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Anhang VII

Sonderbestimmungen für bestimmte Personengruppen

1. Staatsoberhäupter, Regierungschefs
und Mitglieder nationaler Regierungen
mit mitreisenden Ehepartnern und die
Mitglieder ihrer offiziellen Delegation

sowie Monarchen und andere
hochrangige Mitglieder einer

königlichen Familie

Abweichend von Artikel 6 und den Artikeln 8
bis 14 unterliegen Staatsoberhäupter, Regie-
rungschefs und Mitglieder nationaler Regie-
rungen mit mitreisenden Ehepartnern und die
Mitglieder ihrer offiziellen Delegation sowie
Monarchen und andere hochrangige Mitglie-
der einer königlichen Familie, wenn sie von
Regierungen der Mitgliedstaaten oder von
internationalen Organisationen zu einem of-
fiziellen Anlass eingeladen werden und deren
Ein- und Ausreise auf diplomatischem Wege
offiziell angekündigt wurde, keiner Grenz-
übertrittskontrolle.

2. Piloten von Luftfahrzeugen und
anderes Flugbesatzungspersonal

2.1. Abweichend von Artikel 6 dürfen Inha-
ber einer Fluglizenz oder eines Besatzungs-
ausweises (Crew Member Licence oder Cer-
tificate) nach Anlage 9 zum Abkommen über
die internationale Zivilluftfahrt vom 7. De-
zember 1944 in Ausübung ihres Berufes auf-
grund dieser Papiere
a) in einem im Hoheitsgebiet eines Mitglied-

staats gelegenen Zwischenlande- oder
Zielflughafen an Bord und von Bord ihres
Flugzeugs gehen;

b) sich in das Hoheitsgebiet der Gemeinde
begeben, zu der der im Hoheitsgebiet ei-
nes Mitgliedstaats gelegene Zwischenlan-
de- oder Zielflughafen gehört;

c) sich mit jedem Beförderungsmittel zu ei-
nem im Hoheitsgebiet eines Mitglied-
staats gelegenen Flughafen begeben, um
an Bord eines von diesem Flughafen ab-
fliegenden Flugzeugs zu gehen.

In allen anderen Fällen müssen die Vorausset-
zungen des Artikels 6 Absatz 1 erfüllt werden.

2.2. Für die Kontrolle des Flugpersonals gel-
ten die Artikel 7 bis 14. Das Flugpersonal wird
bei der Kontrolle nach Möglichkeit bevorzugt
abgefertigt. Das bedeutet, dass die Abferti-
gung entweder vor derjenigen der Fluggäste
oder an besonderen Kontrollstellen erfolgt.
Gegenüber amtsbekanntem Flugpersonal
können sich die Kontrollen abweichend von
Artikel 8 auf Stichproben beschränken.

3. Seeleute

Abweichend von den Artikeln 5 und 8 dürfen
die Mitgliedstaaten erlauben, dass Seeleute
mit einem gültigen Reisepapier für Seeleute,
das gemäß den Übereinkommen Nr. 108
(1958) oder Nr. 185 (2003) der Internationa-
len Arbeitsorganisation (ILO) über Ausweise
für Seeleute, dem Übereinkommen zur Er-
leichterung des internationalen Seeverkehrs
(FAL-Übereinkommen) sowie den einschlägi-
gen nationalen Rechtsvorschriften ausge-
stellt wurde, für einen Aufenthalt an Land im
Hafenort oder in den angrenzenden Gemein-
den in das Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten
einreisen oder durch Rückkehr auf ihr Schiff
aus dem Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten
ausreisen, ohne sich an einer Grenzüber-
gangsstelle ausweisen zu müssen, sofern sie
in der Musterrolle ihres Schiffes eingetragen
sind, die zuvor den zuständigen Behörden zur
Kontrolle vorgelegt wurde.

Aufgrund einer Bewertung des Risikos für die
innere Sicherheit und des Risikos der illegalen
Einwanderung können Seeleute jedoch vor
ihrem Landgang von den Grenzschutzbeam-
ten einer Kontrolle nach Artikel 8 unterzogen
werden.

4. Inhaber von Diplomaten-, Amts- oder
Dienstpässen und Mitglieder
internationaler Organisationen

4.1. In Anbetracht der ihnen eingeräumten
besonderen Vorrechte oder Immunitäten
kann Inhabern von Diplomaten-, Amts- oder
Dienstpässen, die durch von den Mitglied-
staaten anerkannte Drittstaaten oder deren
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